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Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

' vo'tl Escher und Ufteri
Mitglieder« der zestzgedenden R^the der helrctischcu Republik.

Band III. Sttpplemeüt IX. Bern, den9.Herbftm. 17s?. (sz.FruetidorVIi.)

G e se z g e b n n g.

Grosser Rath, 5. Juli.
(Fortsetzung.)

Beschluß des Gutachtens gegen die Nachlässigkeit des

Abgabcnbczugs.

2. Das Direktorium wird die nöthigen Maaßregeln
treffen, damit die nach den Gesetzen verfallene Abga-
den, aller Orten gleich und ohne Verzug eingezogen
werden tönnen.

a. Das Direktorium wird den gesczgebenden

Räthen in Zeit von vier Tagen anzeigen, welche Ver-
fügungen dasselbe'so wohl zu dieser Untersuchung, als
aber auch zu schleuniger Beziehung der Abgaben ge-

troffen habe.
4. Diejenige Beamte, bei welchen mehr oder wc-

Niger böser Wille oder Nachläßigkeit in Vorschein
kommt, sollen sogleich zur Verantwortung gezogen
werden.

Die Dringlichkeit wird erklärt.
Guter gla vt, da das Vollziehungsdirektorium in

dem helvetischen Tagblatt, Ro. 58., die Auffoderung
schon gemacht habe, wozu es durch dieses Gutachten
aufgelodert werden soll, so sey dieser Beschluß gam
l'iberßüßig. Cartier ist gleicher Meinung, besonders
da die Beziehungsart der Auflagen schon bekannt ist

Custor folgt, weil man nichts sucht, was man
schon hat oder weiß wo die gesuchte Sache ist.

G ehlu m pf glaube, der Beschluß des Direktoriums
über diesen Gegenstand sen nicht befriedigend. Er be-

harret auf dem (»machten. Anderwerth stimmt
Gute n bei. A rb folgt. Sc retan ist durch das
Gutachten nicht befriedigt, und wünschte näbere Enr-
wickmng der gestern >wn Sch'umvr angeführten That-
fachen; denn man sollte die republikanischen Bürger
zur Bei hmmg bekannt maöcn, welche zahlen wollt, u,
und eben so die ssllsamrn Agenten gehörig bezeichnen,
die für die Republik kein Geld annehm n wollen; da
«der vielleicht aus mancherlei gutmüthigen Rücksichten,

die aber nicht ächt republikanisch sind, dieses unterblieb',
so stimmt er Cutern bei. G mür folgt. '

Das Gutachten wird verworfen.
Legler fodert, wegen rheumatischen Beschwerden,

Urlaub. G m ü r fodert Vertagung. Legler bchar-
ret und wird von Gütern unterstüzt und sein Begehren
bewilligt.

Die Gemeinde Romanell im Leman, dankt für
Verwerfung der Zuschrift vom (4. Juni, welche auch
ihr zur Unterzeichnung vorgelegt wurde, die sie aber
als unwürdig ausschlug. Die Zuschrift wird dem
Senat mitgetheilt.

Die Municipalität Gimcl im Distrikt Au bone
fodert Schuz des Vaterlandes gegen innere und äusse-
re Feinde und Abschaffung jeder Loskaufung der Ze-
henden und Bod nzinse. Schlumps sieht hier viel
Gutes und viel Schlimmes und fodert Mittheilung an
den Senat.

Jomini fodert auch Mittheilung an das Di-
rektorium. Beide Anträge werden angenommen.

Die Cantonssupvleanten, Muret und Buche-
rens aus dem Leman, klagen über die Ausdrücke, die
Br. Michel, den 26. Juli gegen die Patrioten äusser-
te und erklären, daß sie als Bürger, die gleichdcnkcn,
wie jene Patrioten, bei solchen Beschimpfungen die
der Rath durch Stillschweigen allgemein zu billigen
sey en, nicht mebr ihre Stellen beibehalten können. Sie
legen also dieselben nieder.

Suter sagt: als Michel die etwas starken Aus-
drücke gegen jene Bittsteller brauchte so fcderte man
die Reinigung der Räthe und Aufhebung aller Loskau-
fiMgsgebühreu für Zehendcn und Bodenzime; dies heißt

'so viel, als den Staat und andere rechtmäßige Eigen-
thüiner ihres Eig-mlhums berauben, und auch ich
erkläre vor ganz Helvctien, daß ich jeden, der gegen

jdcs Heiligthi m des Eigenthums spricht und stimmt,
für einen Cpizbuben halte, und daher begehre ich
Tagesordnung über diese Zuschrift.

Michel sagt: die Art, wie meine lezthin hier
in dieser Versammlung geäusserte Meinung in öffentli-
chen Blättern so wohl ajs durch das Gerücht entstellt



worden ist, Irsodert, daß ich ein Wort rede. Man
sucht sie so darzustellen, als wenn ich die wahren Pa-
trioten verlästert hätte, die ich doch von ganzem Her-
zcn schätze und ehre. Aber ich sprach in der gedach-
ten Sitzung von ganz andern Menschen, von denjeni-
gen nämlich, die unter dem Verwände von Patriotis-
mus öffentliche Autoritäten gegen alle Wahrheit ver-
läumden, und in einem Augenblick, wo die Republik
alier ihrer Hülfsmittel bedarf, sich weigern ihr das zu
vezahlen, was sie nach den Gesetzen schuldig sind —
von dielen sagte ich : sie ftycn nicht Patrioten, sondern
Epijbubenpatrioten.

Secretan sagt: Hätte ich Michel verstanden,
als er sprach, und ungeziemende Ausdrücke gehört, so

würde ich mich selbst dawider gesezt haben; denn auch
ich rechne mirs zur Ehre, ein Patriot zu seyn. Ader
warum immer eine alte Sache aufrühren? die Bitt-
schrift war schlecht; aber wcnn Sutcr wüßte, was die
beinahe allgemeine Meinung über den Loskauf der Zehn-
ten ist, er hätte nicht so laut gesprochen. Der Zehcnt-
Pflichtige will nicht, daß der Partikular für seine Zehn-
ten nicht bezahlt werde, sondern daß der Staat nicht
die alten Zehnten und die neuen Auflagen beziehe, und
dies verdient wahrlich nicht mit dergleichen Namen
belegt zu werden. Mäßigen wir uns, predigen wir
nicht selbst Uneinigkeit, unterstützen wir die Patrioten,
und bringen wir sie nicht zur Verzweiflung. Ich sehe,

daß Michel für sich den beiden Bittstellern eine Arc
Rücknahme gemacht hat, und wünsche, baß der Rath
zur Tagesordnung gehe, begründet, daß ein vom Volk
Gewählter nicht entlassen werden könne.

Cartier sagt: Michel hat seiner Zeit nur gesagt,
daß diejenigen, die bloß um ihres Interesses willen
Patrioten sind, Spizbuben seyen; hätte man in diesem
Sinne seine Meinung bekannt gemacht; so wäre diese

Bittschrift nicht gekommen. Allein w:e Suter denke
ich nicht. Auch ich war für Abschaffung der Zehnten
ohne Loskauf, und glaube um deswillen noch kein Spiz-
bube zu seyn. Doch stimme ich zur Tagesordnung,
da die Thatsache falsch ist.

Pellegrini will erklären, daß die Versamm-
lung alle diejenige Achtung für jene eifrige Patrioten
Habe, welche ihr Feuer für Freiheit verdient. Suter
freut sich über Secrttans heurige Darstellung von Mäs-
signng und kennt nur uneigennützigen Patriotismus,
nicht solchen, der den Ergcnnuz ans der Stirne trägt;
denn wer wider die Gesetze spricht und sich gegen den
Loskauf der Zehenden auflehnt, der ist nicht Patriot,
sondern ein unmoralischer Mensch; laßt uns aber den
Schleier über jene Sachen werfen. — Die Abschaffung
der Zehenden ist geschehen; wir hätten uns aber nicht
nur an den Großthaten Frankreichs, wir hätten uns auch
6n seiner Reue spiegeln sollen. Es lebe der wahre Pa-
Motismus! Herzog v. Eff. wünscht, daß man nur
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darauf begründet, zur Tagesordnung gehe: weil kein

Gcicz die Entlassung der Beamten gestattet. Nach tan-
gcm Berathen über die Abstimmungsart, wird die ein-
fach: Tagesordnung erklärt.

Das Direktorium übersendet eine Bothschaft über
die von den Franken bei Brunnen erfochtenen Vor-
theile. — Dieselbe wird dem Senat Mitgetheilt.

Eiie Bürger aus dem Lemau bittet für ein kleines
Stück Land bei Montazny, um dassrlbige bearbeiten zu
können. Diese Bittschrift wird dem Direktorium mit-
getheilt.

Die Gemcindskammer von Ne us im Leman fo-
dert Vettheiumg ihrer Gcmeindgüter; an die Com-
mißion gewiesen.

Heinrich Pcrret von Cofsonay bittet, daß

man die Ocstreichcr und Franzosen einlade Helvetien
zu verlassen, und uns als neutral zu erkennen. Esche r
federt, daß diese Zuschrift dene Direktorium mitgetheilt
werde, weil dasselbe die auswärtigen Verhältnisse zu

besorgen hat. Bourgeois folgt, fodert, aver auch

Mittheilung an den Senat. Beide Anträge werden

angenommen.
Auf Kuh«s Antrag wird den» gestrigen Besch'uß

über die Förmlichkeiten der Bittschriften folgender § bei«

gefügt:
z t3. Kein Bittsteller kann bewaffnet an den

schranken erscheinen.

Senat, 5. Juli.
Präsident: Laflecherc.

Muret u. Lang, im Namen einer Commission
berichten über den Beschluß, der das Direktorium be-
vollmächligt, die Bürger für die öffentlichen Aemter
in Requisition zu setzen. Die Commission räth zur
Annahme.

Usteri: Ich will nicht wiederholen, was ich
schon zu verschiedenen Maien gegen dieses in Requisi-
tion setzen der öffentlichen Beamten gesagt habe. — Wann
der traurige Fall vorhanden ist, daß die guten Bürger
Anstand nehmen, sich zu öffentlichen Aemtern gebrau-
chen zu lassen, so müssen vor allem die Ursachen dieser
Erscheinung ausgeforscht werden; die gefahrvolle Lage
des Vaterlandes entfernt wohl die schlechten und die

lauen, nicht aber die guten Bürger: wo diese sich zu-
rükziehen, da muß in der Regierung und ihrem Bc-
nehmen sich die Ursache finden. In unsrer gegenwär-
tigcn Lage suche ich diese hauptsächlich darinn, daß
man durchaus versäumt hat, auf das Ehrgefühl der

Bürger zu wirken. Diejcs zu thun wäre um so wich-
tiger gewesen, da unsere Finanzen die richtige Auszah-
lüng der Gehalte an die Beamten unmöglich mache».
Anstatt die öffentlichen Beamte« zu ehren, hat man
ihnen bald überall Commissaries des Direktoriums «.«.



die Seite gesezt, die sie bewachen, bcaufsichten, nicht
selten in ihren Bemühungen durchkreuzen ssuten, und
die wohl sich, und denen für die und neben denen sie

da waren, Ehre und Achtuns zu rauben, nicht aber
zu geben im Stand waren. Hier B. R. haben Sie
wenigstens eine der Ursachen, warum die guten Bürger
ihre Stellen verlassen.

Und als Heilmittel schlägt man nun vor, alle
Bürger zu den öffentlichen Aemtern in Requisition zu
fetzen — also vollends das Ehrgefühl zu ersticken und
auszulöschen, indem man Frohndieuste aus den öffcnt-
lichen Stellen macht.— Ich glaube, man sollte den

gerade entgegen gcftztcn Weg einschlagen, und damit
anfangen l urch eine Proklamation allen Bürgern die

wahre Lage, den Zustand und die Bedürfnisse des Va-
Urlaubes bekannt zu machen; bei ihren Wichten und
bei ihrem Bürgcrsinn alle wohldenkcnocn und einsichts-
vollen Bürger aufzufordern, dem Ruft des Vaterlan-
des, wann es ihrer Dienste bedarf, zu folgen, und sei-

nes Dankes dafür, so wie der Achtung aller Cdeln,
gewiß zu seyn.

In der Ueberzeugung, daß der vorliegende Beschluß
statt Ordnung, Un wonung, statt Organisation Dcsor-
ganisation beroerbring!, und die Responsabitität der

gezwungen dienenden Beamten überall aufhebt; in der
Ueberzeugung, daß er auch noch leicht clndirt weiden
kann, indem sich der Beamte, der von seiner Stelle
will, nur so zu betragen braucht, daß er entftzt wird,
verwerft ich denselben.

Meyer v. Arau glaubt, das nöthigste nnter den

gegenwärtigen Umstänccn sey die Einziehnng der Auf-
lagen; und mm ist ihm bekannt, daß > icle Otelicrcinziehcr,
tft gern ihre Wichten thun, selbst wünschen, gezwungen zu
werden, bei ihrenStcllen zu bleiben, damit sie dcmVolk sagen

können, sie hätten sich gerne dem Amt entzogen, aber
sie seyen gezwungen worden, dabei zu bleiben. Er glaubt
auch, die außerordentlichen Commissarien haben mehr
Schlimmes als Gutes, besonders für die Bezahlung
der Auflagen, dnch ihren Aufwand u. s. w. ge-
wirkt. — Er nimmt den Beschluß an.

S tapfer stimmt aus voller Ueberzeugung zur
Annahme; die Sache ist sehr dringend; die Verwer-
frmg würde unsre Soldattn im Elend schmachten lass
sen und die Rcvublik in Gefahr bringen. Wer so stark
wider den Beschluß ist, kann unmöglich stark für die
Republik gestimmt seyn. Der babylonische Finanzplan
ist an unserm Jammer schuld.

Meyer v. Arb. spricht auch für die Annahme,
und will ein-gc Einwürfe beantworten; es bedarf keiner,
Proklamation, um die Bürger zu Wer Pflicht zu ru-
fen: Die Constitution spricht hinlänglich, sie sagt: Der
Bürger ist sich dem Vater cmd schuldig. Auch ist die
Sache für den Weg der Proklamationen viel z» drin-
gend. Er glaubt zwar, auch das widersprechende Mit-

glied liebe sein Vaterland, aber wir sehen die Sach^
verschieden an.

Kubli: Es ist freilich traurig, wie Usteri sagt,
daß man gegenwärtig Mangel an gnlen Bürgern hat;
aber Meyer v. Arau hat die Ursachen entwickelt; die
treu m Beamten sind durch die untreuen beim Volke s»

verhaßt gemacht worden, daß sie endlich ihrer Aemter
mà wurden; werden sie durch die gegenwärtige Reft-
lution aus ihren Posten gehalten, so wird das ihnen
selbst zur Beruhigung dienen. Er glaubt, Usteri'swohl-
meinender Vorschlag würde zu nichts anderem führen,,
als daß unter der Larve des schönsten Ehrgefühls, eine
Menge Städter, Junkern und Herren sich unentgeld»
lich für die Aemter anbieten würden, wobei dann aber
die Republik nicht zum besten fahren möchte. Nach
seinen Begriffen hieße die Resolution -verwerfen, nichts
anders, als die Thätigkeit der öffentlichen Beamten
ersticken.

Der Beschluß wird angenommen.
Ufteri, im Namen einer Commission, legt foW

gendcn Bericht vor:
B. R. Eure Commission hat sich ihrem erhaltenen

Auftrage gemäß bemüht, über die- Verfügung des Di-
rcktoriums, in Betreff des B. DcGnmoen, nähere
Aufschlüsse zu erhalten; sie hat sich mit einem Mitglied
des Vollziehungs - Direktoriums imd mit dem Jusliznu-
nistcr, in dessen Departement das Geschäft einschlug,
darüber besprochen ; aber die Kürze der Zeit, seit gestern
Abend, hat es unmöglich gemacht, das Arrcte des V.
Direktoriums selbst zur Hand zu bringen. Die münd-
lichen Ausschlüsse, die wir empsicngeu, stimme» mit
dem wesentlichen Inhalt der Petition übcrcm, und das
Direktorium scheint durch Vvtsiclluiigcn der betriebenen
Schuldner des B. De Gumocns und durch den Ruf
eines sehr geringen Bürgersinns, in dem der eurer
Commission durchaus unbekannte Bittsteller zu stehen
scheint, zu Abfassung eines Beschlusses bewogen wor-
den zu seyn, der seine Schnldbetrcibungen cinswcilen
einstellt.

Der Befehl ist vom Direktorium unmittelbar an
den Statthalter — und nicht wie es ein regelmäßiger
Geschäftsgang erfodcrt hätte — durch den Weg des

^Ministeriums der Justiz — gelangt. Hätte man sich
diese leztm Verletzung aller Ordnung nicht erlaubt, so

sind wir überzeugt, daß der Justizminister gegen die
geftzwidrige Verfügung Einwendung gemacht hätte.

Eure Comniilsion kann unter solchen Umständen
nicht anstehen, euch einmüthig zur Annahme des Bc-
schlusses zu rathen. Der Schutz der Gcfttze muß alle
Bürger umfassen — und diesen Schutz dein einen ge-
den, dem andern aber unter dem gegründeten oder un
gegründeten Vorwand seines wenigen Bürgersinns vcr.
sagen — ist Despotism und Tirannei.

Es ist kein Gesez vorhanden, das-die Betrcidun



gen der Schulden, deren Bezahlungstcrmin vorbei »der
vorhanden ist, suspendirt, und keine Gemalt in derRe-
publik kann gegen einzelne Bürger ein solches Vcrbstt
gelten machen.

Da das Direktorium sich aus Ueöereilung einen
solchen Schritt erlaubt hat, so könnt ihr mehr anstc.
hen, dasselbe einzmaden, seinen Schritt zurükzunchmen.

Meyer v. Arau glaubt, ein Gcftz, wo urch Hcl-
vctien in ein Zager umgeschassen worden, habe vielleicht
den Schuldentrieb eingestellt. Er verlangt Vertagung
und Untersuchung. Der Beschluß wird angenommen.

Der Beschluß wird verlesen, der die Commissarien
des National-Archios und der Bibliothek der Gcftzge-
bung einladet, den gcsezgebcnden Räthen in Zeit von
10 Tagen einen Bericht über den dcrmaligen Zustand
der Bibliothek und alle die Maßregeln einzugeben,
weiche sie in Kraft der ihnen unterm 26. Merz ertheil-
reu Vollmacht genommen haben.

Lang widerftzt sich der Dringlichkeit, indem man
jezt dringenderes a's Bchliolhcksachen zu be orgcn habe.

Usteri sieht weht, w,s durch Annahme dieses

Beschlusses gehindert o^cr verzögert werden könnte, unk
spricht für Annahme desselben.

Die Dringlichkeit wird erklärt und der Beschluß
wird angenommen..

Hoch verlangt für Zäslin Tage Urlaubsvcw
längenmg. Die Verlängerung wird bewilligt.

Grosser Rath, 6. Juli.
Präsident: Kühn.

B. Steiner von Altbürcn, Distrikt Attishvftn,
klagt, daß seine Munizipalität ihm nicht erlauben
wolle, ein Hans zu bauen. Schlumvf fodcrt eine
ttntersllchungseommissiou. Escher fsdcrt auf das hier-
über schon bestimmte Gcftz begründet, die Tagesordnung.
Dieser lczte Antrag wird angenommen.

Das Distriktsgericht Oberftltigen wünscht seine

Sitzungen in Blnmcnsicln statt in Ämseldingcn zn Hai-
lin. Häuimcler wünscht zn entsprechen. Escher
bittet, daß man nicht auf einseitige Vorstellungen hin
entscheide, und da eine neue Eintheilnng der Republik
bevorsteht, so fodcrt er einstweilige Vertagung. H ä m-
incler beharrt, weil die Lokalitäten dieses gestatten.

Mareacci wünscht, daß in Folge unsers leztern
Beschlusses diese Bittschrift für 6 Tage auf den Kanz-
leitisch gelegt werde; dieser Antrag wird angenommen.

Der Ober-Einnehmer von Bern übersendet
eine Bittschrift eines Theils der Gemeinde Ipfach,
die wegen verschiedenen Unglüköfällen von der Kriegs-
stcuer ausgenommen zn werden wünscht. Custor so-

bert Verweisung ans Direktorium. Schlumps so-

dcrt vor allem aus Dringlichkeits-Erklärung, welche

angenommen wird. Schlumpf stimmt Custom bei.

Cartier wundert sich über den Ober-Einnehmer, der
dieser Bittschrift wegen, die Ansft'chr.mg emes Gefttzes
aufschob: Er ftder: Tagesordnung. Fierz stimmt
Cartnr bei. Nücc folgt Custom, damit das Direkt'«
rinm wisse, daß seine Beamten die Ausübung der Ge-
setze bwßer Einwendungen wegen, die dawider gemacht
werden, ausschieden. Dieser leztere Antrag wird ange-
nommen.

Das Direktorium übersendet folgende Botschaft:

Das Vollähmlstsdittttorium der cmeu uud
lmthMaren helvetischen Republik, an die
ftcss'zgebeiidcn Räthe.

Bürger Repräsentanten!
Die außerordentlichen Vollmachten, die Kraft dc?

Gesetzes vom w». Man dem Direktorium anvertraut
wurden, näyern sich ihrem Ende. Da dieselben von
ihnen, BV, Repräsentant^, bewimgt wurden, durfte
die Republik, wovon zehn ihrer Kantone vom Feuer des
Büruerkrieas ergrifft,, waren, nirgend andc sivoher die
Ruttedr des Friedens erwarten, als einzig von der
Schnelligkeit und der Energie, womit die Regierung
„ach mcyrcrn Punk en auf einmal jenen Schlag thun
w'ttc, den zwar das öffentliche Heil fordern mochte,
aber die Ordnung der ConAtution verwarf.

Ihre Wünsche, VB. Geftzgcbcr, wurdm erfüllt,
die Irregeführten entsagten der traurigen Verirrung,
die Schuldigen wurden entweder enlferni oder zur Strafe
gezogen, und auf den Bode» der Republik kehrten Ord-
nung und Friede zurük. Heute, BB. Geftzgebcr, la-
det Sie das Direktorium ein, jene Vollmachten, wo-
durch es die eben erwähnten Dinge zu Stande gebracht
hat, statt sie zu verlängern, zurük zu nehmen; nicht,
als ob cS die gegenwärtige Krisis, worin sich die Rc-
vublik befindet, für weniger gefährlich hielte; vielmehr
sieht es die Gefahren auf einen so bohen Grad aestie-

gen, daß sie durch solche Vollmachten, wie sie das Dr-
rekkorium in Händen haben würde, schwerlich entfernt
werden können. In der That, BB. Repräsentanten,
hängt Helvetiens Sehiksal von höhcrn Vollmachten und
höhcrn Ereignissen ad. Ununterbrochener Anstrengun-
gen bedarf es von Seite des Direktoriums, um mit
jedem Tage seine Mitwirkung bei dem gegenwärtigen
Kriege wirksam und fruchtbar zu macheu; bei einem
Kriege, der ganz eigentlich der Kampf der Vclksftci-
heit gegen die Sklaverei »st, der Kampf der Gerechtes-
keit, des Völkerrechts der gestimmten Menschheit gegen
Nvhheit und Barbarei. Zu solchen Anstrengungen aber
ist es sowohl vermöge der Comstimtion als ihrer nach-
herigcn Gesetze vcrpsiichtct; und eben jene Constitution
»nd tieft Gesetz? ertheilen ihm h-ezu alle Vollmachten,
die es nur wünschen kann. Nach diesen Betrachtungen,



und weil es mit Vergnügen die vom Fê'ndê noch nicht
besäten Kantone in einer ziemlich ruhigen Stellung
sieht, legt das Direktorium tie außeror^ent i hm Voll-
machten, die Sie ihm m einer andern Zeit zu aeben
beliebten, als aaverwautcs G -t in ihre Hände jurük.

Republikanischer Gruß!

Der Präsident des Vollzichungsdirektoriums,
L a h a r p e.

Im Namen des Voll;. Dir. der Gen. Sckr.

M o u s s o n.

Zimmermann sagt: Gewiß haben wir alle mit
gleichem Vergnügen diese Betschaft angchö t, und dar-
aus gesehen, dass der GeiiedlSv nkt des Direktoriums
sich geändert hat, und daß dasselbe nun einsieht, .daß
es durch die Constitution von solcher Macht umgeben
ist, daß es keiner außerertentlichcn Vollmacht bedarf,
sondern mit Hilf" unsrer Gesetze hinlänglich im «stand
ist, R»be und Ordnung in ter Republik zu erhalten,
ich federe Mittheilung dieser Botschaft an den Senat.

Sutcr glaubt, diese Votschaft beweise die Ge-

rechtigkeitsliebe dcS D.rektorimns und die hergestellte Ruhe
m den noch »"reinigten Kantonen;-allem die Sache jey
so wichtig, daß sie einer nähern Untersuchung bedürfe,
und daber federt er Vereisung an eine Commission.

Zimmermann: Es soll uns freuen, wilder auf
die Grundsätze der Constitution zurükmkommcn, welche
viele von uns niemals verlassen wollten: Das Direkt?-
rium kennt am besten die Lage der Republik, und würde
also von selbst Vcàaerung der Vollmacht fodern,
wenn es sie nöthig zu haben glaubte; warum also könn-
ten wir nur einen Zweifel haben, und hierüber etwas
weiters verfügen wollen? ich beharre auf meinem ersten

Antrag. Schlu m p f freut sich innig mit Zimmermann
über diese Bsîfchaft, und stimmt demselben ganz bei.

Sutcr zieht seine Meinung zurük, unter der Vc-
ding>.mgdaß er die Versammlung nöthigen Falls auch

auf die Constitution zurükruftn dürfe, wenn sie sich

von den Grundsätzen derselben entfernen wollte. Ein-
müthig wird die Botschaft dem Senat mitgetheilt.

Cusror will in dem Beschluß anzeigen, daß die
Versammlung mit einmüthigem Beifall diese Botschaft
angenommen habe. Schlumpf sinket dieses überflüs-
sig, indem das Direktorium in dem Tagblatt unser all-
gemeines Vergnügen über seine Botschaft nachlesen kann.
Der Antrag wird verworfen.

Die armen Bürger der Gemeinde Köniz, bei

Bern, klagen über Nichtanthcil an den Gemcindgütern.

Schlumpf fodert für 6 Tag Nicderlegung der

Bittschrift aufs Bureau. Sce? e t an fodert Dringlich-

keit und eine UntersuchungScoimnission. Dieser lezte
Antrag wird angenommen.

Herzog v. Eff. macht folgenden Vortrag: Da<
Voll;. Dir. hat eine Commission niedergeht. um den Nr-
sprung der Unregelmäßigkeiten bei der M'litärverwalt»' g
zu untersuchen, und den B. Egg von E iikon imd mich
in diese Commisnon ernannt, denen B. Reprä entant
Kühn noch den B. Schellenbcrg, Mitglied der V rw.
Kammer von Zürich, bcigab. Unterm rs. Iun. haben
wir das Resultat unsrer Nachforschungen schriftlich ein-
gereicht, und das Direktorium hat Euch ein" so nnw-
lige Sache sicherlich mitgetheilt. Jew, BB. Reprä«
sentante», soll es Euch nicht mehr unbekannt lern, daß
alle die entstandenen Mängel aus dem Mangel der zu
Bestreitung der Bedürfnisse einer Armee erforde ichm
Mitte! herrührten: daß bei den beträchtlichen grucht-
Vorräthcn, welche die Republik besaß, es dennoch
aus mehr dann einem Grunde unmöglich war, den
Truppen das nöthige Brod anzuschaffen; daß die
zur Bezahlung und Bestreitung der Ausgaben etssorder-
liehen Fonds kaum zum vierten Theil herbeigebcacht
wurden. Alle diese Umstände, BB. Repräsentanten,
können Ihnen nicht unbekannt fern; sollte aber jemand
an der Richtigkeit derselben zweifeln, so bin ich bereit,
dem Rathe oie unumstößlichsten Beweise vorzulegen.

Die Unordnungen, sowohl in der Administration
als Organisation der Truppen, rührten nicht von den
Commissarien her, sondern halten ihren Ursprung von
oben herab. Bei einer Armee, deren Stellung und
Stärke niemand kannte, ist's unmöglich, Ordnung
einzuführen; sie war kaum so gut organisirt, als ei»
ordentlicher Landsturm.

Ich bin der Ehre Kuhn's und Vonderflüe's das Zeug-
ruß schuldig, daß sie ihrMögltchstcs thaten, um die Desertion
zu hindern. Die Feinde der Ordnung und Ruhe raffte»
jedoch alle ihre Kräfte zusammen, um die Vaterlands-
Vertheidiger von ihren Wichten abzuleiten, und die
Verfassung sowohl als die Regierung zu verhöhnen. Die
Unordnung überhaupt und der Mangel an Sold und
Unterhalt mag freilich den Unwillen der Truppen noch
vermehrt haben; aber daß dies nicht allein die Vcran-
laßunz der Desertion war, beweiset sich dadurch, daß
gchtze Bataillons, denen es weder an Sold noch an
Lebensmittcln gebrach, desertwten. Diese traurigen Er-
fahrungen werden uns lehren, künftig bei Zeiten für
die Nothdnrst der Truppen zu sorgen; wir werden ein-
sehen, daß man ohne Geld keine» Krieg führen kann,
und unsere Finanzen nicht länger nur oberflächlich be-

trachten, sondern denselben durch wohlangebrachte Spar-
samkeit und zwckmäßige Auflagen emporhelfen. Endlich
muß ich noch anmerken, daß das ungerechte Schweren
über Untreue der Commissarien sehr verderblich werden
kann. Wettn die obersten Gewalten sich selbst unter ein-
ander verdächtig macheu, so isis unmöglich, daß ihnen



das Bolk vertraut; und wenn die Geldgeber und die
Regierung die Achtung verloren haben, wie sollen die
Gesetze respektirt werden? BB. Repräsentanten, Sie
können ohne fernere Entwiklung die Folgen solcher Bc-
schuldigungcn berechnen. Im e>cnat hat besonders B.
Senator Kcaucr die Commissarien in ein uachthciliges
Licht lu setzen gesucht, und sich Vcrglcichungcn erlaubt,
die sich nicht in einen Saal der Gesezgcbung schicken,
wohl aber in eine Schenke.

(Man ruft: zur Ordnung! Herzog sährt sort:)
Ich begehre, die Wahrheit sagen zu dürfen, oder ich
werde abtreten. Ich bin es meiner Ehre schuldig, zu
erklären, daß man durch verkehrte Vorstellungen die
Sache zu verdrehen suchte. Ich sodcre, daß das Di-
rektvrium eingeladen werde, die Handlungen der Rc-
gicrungscommissarien zu untersuchen, und den Gesezge-
bcrn in rr Tagen hierüber einen Bericht abzustatten.
AuS dieser Untersuchung wird es sich zeigen, wer sine
Pflicht gethan oder nicht gethan hat.

Erlacher hörte nie über die Rcgicrungscominis-
särs bö>cs sagen, sondern nur über die Liescrungscom-
missärs; übrigens ist doch gewiß, daß die Magazine
in Zürich dem Feind in die Hände fielen, während dem
unsere dortigen Truppen überall Mangel litten: Kommt
der Fehler von oben herab, so muß er nichts dcstowc-
uiger untersucht und die Urheber desselben gestraft wer-
den, denn nicht mir die Untergeordneten sollen vcrant-
wortlich seyn. Hat Herzog sich über einen Senator zu
klagen, so thue cr's und suche Recht; übrigens ist
wenig befriedigende Auskunft in diesem Bericht vor-
Handen über alle Unordnung, welche vorgefallen ist.

Graf dankt für diese» Bericht, der ihm aber
«uch nicht ganz genügt, und er wundert sich, warum
die schlechten Bataillons bezahlt wurden, währenddem
die guten an allem Mangel leiden mußten.

Marcacci bemerkt, daß das Direktorium ver-
sprach, alle erforderliche Auskunft über alle diese Gegen-
Hände zu übersenden. Herzog zieht auf diese Anzeige
hin seinen Antrag zurük. S ch lumps glaubt, die
Versprechungen des Direktoriums gehen nicht so weit
«ls Marcacci vermuthe.

Zimmer mann fodert Vertagung jeder western
Berathung hierüber. Dieser Antrag wird angenommen.

Das Direktorium übersendet folgende Votschaft:

DaS Vollu'chunftS-Direktorjttm der eitlen und
ultcheiwaren helvetischen Republik, an die
Keschssebeitden Räthe.

Bürger Gesezgeber!
De innern Währungen, welche in der Republik

statt halten ^ beiv-ogcn das Direktorium, kraft der aus-

ferordentlichcn Gewalt, die Sie ihm anzuvertrauen bs-
liebten, mehrere Bürger von wichtigem Einflüsse, deren
politstches Betragen gefährlich schien, von ihrem Kan-
tone zu entfernen, die jezt, vermöge einer SloMMs«
Maßregel, in fremden Orten verhaftet sind.

Da nun die Zeit verstrichen, fux welche jene aus«

ftrordcntiiche Gewalt dem Direktorium übertragen wur-
de, ,sso scheint natürlich zu folgen, daß jene Bü/gcr
wieder i» Freiheit geftzl werde» sollten.

Das Direktorium ladet Sie deßwcgcn ein, BB.
Gesezgeber, den Ansspruch zu thun, ob diese Freilas-
ftmg wirklich Statt habe», oder ob nach Erwägung
der Zeitumständc jene Maßregel, die cs nehmen zu
müssen glaubte, noch fort bestehen soll.

Republikanischer Gruß!

Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,
L a h a r p e.

Im Namen des Direktoriums, der Gcu. Sckr.

Mousson.
Nüce begreift nicht, warum uns das Direktorium

hierüber eine Frage vorlegen kann: Wissen wir denn,
wärmn cs den Paul oder den Peter a rctirt hat? wie
sollen wir dann antworten können, ob es ihn loslassen
soll oder nicht ich sodcre Tagesordnung über diese seit-
same Botschaft.

Carrard ist gleicher Meinung; denn wir wissen

nichts offizielles von wichen Arrcstatisnen; wohl ist das
Direktorium bevollmächtigt worden, verdächtige Bürger
zu a r tireu, aber mir der bestimmten Anzeige, sie durch
die richterlichen Behörden untersuchen zulassen, nicht
aber willkührlich anetirt zu behalten; wir können uns
in diesen Gegenstand nicht mengen: Würden wir die

Loosiassung bcschliesskn, so würde dadurch die Maßre-
gel der Arrestation selbst, die uns doch unbekannt ist,
geftzlich werden. Auch ich sodcre daher einfache Ta-
gesordnung.

Kühn sagt: Wenn das Direktorium durch die
erhaltenen Vollmach cn glaubte, Geiseln aushcden zu
dürfen, so versteht cs steh von selbst, daß diese l»sgc-
lassen werden müssen, weil die Vollmachten nun auf-
hören. Ucbrigens war ich nie von dem System der
Geisel - Aushebung »md habe auch dem fränkischcn
Genera! angezeigt, daß ich mich, im Fall ich von den
Ocsircichcrn gefangen würde, nie gegen Bürger aus-
wechseln lasse» werde, welche ohne alle Anklage dem

Schoos ihrer Familien cutrisscn, und willkührlich als
Geisel arrctlrt gestalten wurden. Ucbrigens bin ich
überzeugt, daß unsere Vollmachten nie das Direktorium
zu dieser Maßregel berechtigten, also wollrn wir auch

nicht die Verantwortlichkeit darüber theile»; und also

stimme ich für Tagesordnung.
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Sec re tan sieht ten Gegenstand auS einem et-
waS verschiedenen Gesichtspunkt a„, und will nicht ent-
scheiden, od in revolutionären Zetten nicht ganz andere
Maßregeln genommen werden dürfen, als in ruhigen;
er stimmt aber doch zur Tagesordnung, weil das Dirck-
torirun keine Art von Anzeige über diese Verhastneh-
mnngcn beifügt, und wir also nicht entscheiden können,
ob dieselben fortdauern sollen oder nicht; will es hier-
über besondere Berechtigung haben, so muß es Gründe
dafürMgeben; aus diese Art können wir nicht eintreten.

Gmür glaubt, wir sollen bas Direktorium auffo-
tern, die allsälligcn Anklagen gegen alle verhafteten
Bürger untersuchen zu lassen, und mit denselben den
Gesetzen gemäß zu verfahren.

Man geht zvr einfachen Tagesordnung.
Aus Z i m n; cr m a n n s Autrag wird Iomini in

die Commission, über Erneuerung der Gewalten, gc-
ordnet.

Escher sagt: Gegenwärtig ist das Direktorium
wieder in die constiturionellen Gren cn zurük gcsszt,
aus welchen es niemals hätte heraustreten sollen. Nc-
den den eben behandelten constuunonSwidrigen Verm-
gungcn hat noch eine andere statt, welche durch die
Gcsezgcbung selbst cingeführt wurde, nemiich die Kriegs-
gcrrchte; auch diese sollen nicht mehr fortdauern, weil
fie eben so verfassungswidrig als unnüz und schädlich

waren; dagegen aber sind für die Truppen wirkliche
Militärgerichte nothwendig, daher fodere icb, daß die
Mi'.itärcommijssion in nächster Sitzung hierüber ein
Gutachten vorlege, damit jene Kriegsgerichte auf der
Stelle aufgehoben werden können.

Graf folgt, und verspricht ans Montag das bc-

gehrte Gutachten.— Dieser Gegenstand wird an die
Tagesordnung gesezt.

W ü r sch erhält auf Begehren für 6 Tag Urlaub.

Senat, 6. Juli.
Präsident: Las! schere.

Das Vvllzichnngs-Direktorium übersendet eine

Botschaft über die Vortheile, die die französischen Trux-
pen bei Schwyz und Brsmnen erfochten haben.

Die Botschaft des Direktoriums, welche eine vor-
läufige Beantwortung der Auffoderung enthält, einen

Bericht über die Maßregeln, die es zu Rettung und
Sicherstctlung der Korn- Weins und Munitions - Vor-
rathe, welche den Oestreichern in die Hände fielen,
genommen hat, wird verlesen.

Der Beschluß wird zum Ztenmal verlesen, der
dem B. Iost Hörler, Kant. Sentis, bewilligt, die
Nichte seiner verstorbenen Frau zu heurathen.

Usteri: Wir bilden weder ein Consistorium noch
eine Munizipalität, bei der Heurathen eingeschrieben
»der Hmrathsbewilligungen ertheilt werden; entweder

i
beeigenschaftet sich der gegenwärtige Beschluß zu einem
allgemeinen Gesetze, und danu sende uns der grosse

Rath den Vorschlag dazu, oder es müßten ganz beson--

dcre Gründe für den Iost Hörler eine besondere geftz-
liche Verfügung erheischen ; in diesem Fall müssen wir die
Gründe erst kennen — also in jedem Fall den Beschluß
verwerfen.

Lüthi v. Sol. ist gleicher Meinung; entweder
läßt sich der Fall in ein allgemeines Gesetz verwandeln,
dann sott es der grosse Rath thun, oder es kann kein

allgemeines Gest; gemacht werden, dann wäre es eine

Gunst — und solche sollen wir nicht ertheilen; wir
siizen hier als Gesezgeber.

Der Beschluß wird cinmüthig verworfen.
Der Beschluß wird zum nenmal verlesen, der dem

V. Christian Bühler, Kant. Oberland, die Tochter
rwn seiner Frauen Schwester zu heurathen bewilligt.
Man ruft gleichmäßig zur Verwerfung.

Kubli will auch zur Verwerfung stimmen, aber
in der Hoffnung, der grosse Rath werde die allgemeine
Erlaubniß durch ein Gesez, nicht verzögern; da zumal
berciis die Ehen zwischen Geschwister-Kindern erlaubt
sind.

Lüthi v. Sol. glaubt, der grosse Rath könne

um so eher das thun, weil die Ehen in diesem Grad
bei den Catholiken unbedenklich erlaubt werden.

Der Beschluß wird verworfen.
Der Beschluß über die Förmlichkeiten der-Bittschrif-

ten wird verlesen und an eine Commission gewiesen, die
in 6 Tagen berichten soll. Sie besteht aus den BB.
Pfyffer, Muret, Lüthi v. So!., Meyer v.
Arb. und Kubli.

Die Botschaft des Direktoriums über Beendigung
seiner außerordentlichen Vollmachten w-.rd verlesen.

Kubli entschuldigt Forncrod's fortdauernde Ab-
Wesenheit uulr bittet, daß er bis zu Abfluß der ihm
bewilligten 3 Monate wenigstens wegbleiben dürfe.

Auf Devevey's Antrag wird dem Ansuche»
entsprochen.

Meyer v. Arau hat bei dem Geldmangel, dee
die Republik drükt, oft nachgedacht, wie am besten zu
helfen wäre; und da es bei guten Hausbaltcrn erprob-
ter Grund sa; ist, daß was man spart, Gcwm» wird—
so dachte er, in den Büreanc der Republik könnte viel
erspart werden, wenn man sie einein Entrepreneur ver-
pachten würde; der Senat könnte wenigstens bei seiner

Kanzley dieses in Anwendung bringen, und seinen Au«

trag der über die Kanzley niedcrgeftzten Commisson
zuweisen.

Kubli glaubt, die Commission habe schon eine«

Bericht abgestattet, der die Kosten um zwei Drittheil
vermindern würde.

Meyer'S Antrag wird der Commission zugewiesen.



Keller verlangt einen Urlaub von 4 Wochen,
><r ihm bewilligt werd.

Am ?» Juli war keine Sitzung in beiden Räthen.

Grosser Rath, s. Juli.
Präsident: Kühn.

Das Direktorium übersendet folgende Bothschaft:

Das Voll-iehmiaâ'ektorillM d?r emeu und
untheilbareu helvetischen Republik, au die
gesezgebeuden Rathe.

Bürger Gesezgeber!
Aus beiliegendem Schreiben des Ministers der

fränkischen Republik werdet Ihr die Wünsche dieses
Beamten ersehen, daß einmal eine Entschließung über
das Begehren des Bürger Guillot aus Wall's, zur
Vollziehung

à

eines zu seinen Gunsten erlassenen Beschluss
ses des Rcgicrungscommissairs Rapinat, genommen
werde.

Diesem Schreiben hat das Direktorium bloß den
Ausdruk seines Verlangens beizufügen, daß durch die
begehrte baldige Entscheidung sein Geschäft zu Ende
gebracht werden möge, welches schon zu v ele köstliche
Augenblicke den gesezgebenden Räthen und dem Gon-
»ernement entzogen hat.

Republikanischer Gruß!

Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,
L a h a r p c.

Am Namen des Direktoriums, der Gen. Sekr.

Mousson.
Copie des Briefs des Vr. Perochel bevoll-

mächti-ten Ministers ln Helvetien an das
Vollziehnngi direktormm der helvetischen
Republik.

Bern, den 7. Meßidor VII.
Mehrere mahle hatte ich die Ehre das Entschädi-

gunqsbegchren des Br. Gnvot vor Ihre Augen zu legen,
welches nur dahin zielet, die ganz einfache Vollziehung
des m seinen Gunsten vom Commissar Rapinat genom-
mcncn Beschlusses zu erhalten.

Wann Ihnen, Br. Direkt, diese Sacke nicht schon
gänzlich bekannt wäre, so würde ich deren Gegenstand
und Umstände angeben, aber Sie sind zu unterrichtet
davon, als daß dieft Wiederholung nöthig wäre. Ich
beschränke mich, Br. Dir. also dahin, Sie zu bitten,
mir so balv als möglich, Ihren endlichen Entschluß,

den Sie zur Beendigung der Sache des Br. Guyot ge-
nommcn haben oder nehmen werden, mitzutheilen, in-
dem dieser schon so lange die Gerechtigkeit anruft, die
er das Recht hat von der helvetischen Regierung zu
erwarten. Empfangen Sie, Vr. Dir. die Versichcrug
meiner vollkommnen Hochachtung.

Unterschrieben: Perochel.

Rellstad begehrt, daß diese Bolhschaft, der
über diesen Gegenstand schon lange niedergesezt.'n Com-
mißion übergeben und daß dieselbe wegen Kochs Ab-
Wesenheit ergänzt werde.

Cartier folgt und begehrt in s Tagen cm Gut-
achten von der Commißion.

Diese Anträge werden angenommen, nnd Von-
derflühe der Cvminißion beigeordnet.

Folgende Bothschaft des Direktoriums wird ver-
lesen:

DaS Vollziehungsdirektorium der einen und
untheiibaren helvetischen Republik, an die
geftMbenden Räthe.

Bürger Gesezgeber!
Unter denjenigen Maßnahmen, durch deren Er-

greiffung das Zutrauen des Volks wieder belebt wer-
den kann, glauben wir uns verpflichtet, Ihnen, BB.
Gesezgeber, vor allen andern die Verminderung des
Gehaltes der öffentlichen Beamten vorschlagen zu müssen,
so daß dieselbe theils den Hülfsguellen unsers Vater-
landes, theils dem uneigennützigen Sinne und Geiste
angemessen sey, wodurch republikanische Magistrate sich

auszeichnen sollen.

Seit mchrern Monaten hatte der Zustand unsrer
Finanzen nicht erlaubt, an die Bezahlung der össendi-
chcn Beamten zu denken. Eine solche Unordnung hört
nur alsdann ans, wcnn bescheidene GeHalle bestimmt
seyn werden. Sie fühlen es, BB. Gesezgeber, daß
es bei unserer Lage unklug seyn w woe, wenn man den
össcntl. Beamten noch ferner arosse Gebälke zuerkennen
wollte, die man ihnen unmöglich zu entrichten im
Stande ist. In allen Zeiten und unter allen Umstän-
den erhalten sich Zutrauen und Patriotismus nur in
so fern, als das Volk von der Un stgcnnütz'gkeir derie-
nigen, die es regieren, vollkommen überzeugt ist. Ue-

brigms ist es Ihnen, BB. Gesezgeber, keineswegs

verborgen, daß wio täg ich genöthigt sind, nns an un-
ftrn mächtigen Bundesgenossen zu wenden, um ihn zu

bitten, theils um Vcrschonung mit "nanftörlichen Rc-
quisttwncn, durch die unsere armen Mitbürger erschöpft

werden, und nnftre Hüd'sqncllen verlegen theils um
schleunige Unterstützung zur Erha.tung unserer EMkNj.

(Die Fortsetzung folgt.)
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G e se z g e h u n g.

Grosser Rath, ». Juli.
(Fortsetzung.)

(Beschluß der Bothschaft über die Verminderung des

Gehalts der öffentlichen Veainten.

BB. Gesezgeber wofern Sie wollen, daß diese
täglichen Reclamationen endlich einmal Gehör finden,
so beschränken Vie jene Gehalte, die freilich seit lan-
gem schon nicht mehr bezahlt werden, womit man
aber doch immer ein Gepräug macht, das sehr an-
stößig mit der Erklärung csntrastirt, die wir unauf-
hörlich über die Erschöpfung unserer Hülfsquellen zu
machen genöthigt sind.

Wir schlagen Ihnen vor, daß Sie damit anfan-
gen, die Verminderung des Gehaltes der Stellvcrtre-
ter des Volks, der Minister und der Mitglieder des

Vollz. Direkt, zu bcschlicsscn. Belieben Sie, BB.
Gesezgeber, in Betrachtung zu ziehen, daß die Gehalte
so tief als. immer möglich, müssen hcruntergeftzt wer-
den, wofern ihre Verminderung einen wirklich, defric-
digenden Erfolg haben soll.

Republikanischer Gruß!
Der Präsident des Vollz. Direktoriums,

L a h a r p e.

Im Namen des Direkt, der Gen. Sekr.

M 0 ll s s 0 n.

Sec retau sagt: Ich danke dem Direktorium
für diese Einladung. Es ist unzweifelhaft, daß dies

das beste Mittel für die Republik ist. Mäßigkeit und
Republik schienen mir immer Synouimcn, und ohne

Tugend ist keine Revubiik möglich. Wenn wir die La-

gc des Staats in der Nähe betrachten, befiehlt uns
die Nothwendigkeit d-eft Verminderung; und noch

mehr — wann wollten wir den Gehalt bestehen, den

uns die Gesetze geben? Es ist also nicht einmal ein

Verlust; und wenn die Geistlichen, die Vaterlands-
Vertheidiger nicht bezahlt sind, sollten wir grosse Ge-
halte wollen? Diese Verminderung wird uns mit dem
Volke vereinigen, und uns sein Zutrauen erwerben.
Sollen die Kantone in diesem Augenblicke, da sie alle
leiden, sehen, daß die Staatseinkünfte ganz von den
Gehalten aufgezehrt werden? Wie wollt ihr neue Auf.
lagen machen, wie Geld fordern Ich kann es nicht
begreifen. Es ist mir leid, daß das Direktorium kei-
neu bestimmten Vorschlag macht. Wer den niedrig-
ßen vorlegt, zu dem stimme ich. Sonst begehre ich ei-
ne Commißion bis morgen. Unsere Gehalte sind nun

Monate zurück. Wäre es nicht für uns besser, mäs-
sige Gehalte richtig zu erhalten?

Nüce freut sich, weil das Direktorium Recht
hat. Vor einem Jahre, als man die Sache voraus-
sehen mußte, wares Vündc, von geringen Gehalten
zu reden, und ihr verspracht euch Geld, als könnte
mans zum Fenster hinaus werfen. Es ist mir leid,
daß das gcsezgebende Corps einen Hofmeister haben
muß. Ich hätte gewünscht, es wäre von il:m selbst

früher beschlössen worden. Iezt ist es kein Verdienst
mehr.

Cartier: Die Constitution giebt dem Direkto-
rium das Recht, uns an einen Gegenstand zu erinnern.
Darumist es nicht unser Hofmeister, und dieser Gegen-
stand ist schon oft genug bei uus angeregt worden.
Aber warum soll die Sache nicht allgemein, nur ein-
fettig behandelt werden? Ich begehre, daß es die
Cemmißion thue, und stimme indessen zu dieser Ver-
Minderung.

Erlach er stimmt auch dazu, und zwar sogleich
Mau ist uns 7 Monate schuldig; wenn uns das Di-
rektorium diese. Summe zahlt, so will ich, daß wir
bis zum Frieden weiter nichts begehren.

Custor folgt Sccrcttm.
Herzog glaubt, man chllte die gemachten Fehlcr

vergessen, und in Zukunft besser Hausen. Ich stimmte
tINd
und



s.chcn. Da ich aber dafür halte, wir können die Ge-
halte nicht im Verhältniß mit der Lage der Republik
vermindern, begehre ich, daß eine Aussage auf alle Gc-
halte gelegt, und daß bei jesser neuen Abgabe zuerst
diese Aussage erhöhet werde. Ich begehre eine Com-
mission.

Die Bothfchaft wird an eine aus den BB. Se-
cretan, Cartier, Carrard, Herzog v. Eff.
tind Euter bestehende Commission gewiesen.

Das Direktorium übersendet folgende Bothschast:

Das Vollziehltttg6dircktorimn der einen und
nnthetkbaren helvetischen Republik an die
gesezgebenden Räthe.

Bürger Gesezgeber!
Der B. Chanson, Schnllehrer zu Ferreyres im

Distrikt Cossonay, Kanton Leman, gerührt über das
Schiksal unglüklichcr Waisen aus dem Kanton Zürich,
deren Väter und Nährcr als würdige Opfer im Kam-
pfe für Freiheit fielen, macht das edle Anerbieten, ei-
i'.cn jener unsittlichen Söhne, wenn er das Alter von
acht oder zehcn Jahren erreicht hat, und von braven
Acltern erzeugt ist, aufzunehmen und auf seine Kosten
zu nähren, zu unterrichten, zu pflegen, und auch allen
andern dürftigen Knaben, die ihm zugebracht werden
können, unentgeltlich und ohne alle Entschädigung Un-
terricht in der ftanzös. Sprache zu geben. Dieses so
edle als großmüthige Anerbieten eines Menschenfteun-
des, glaubte das Direktorium Ihnen, BB. Keftzgcd.,
um sv mehr mittheilen zu müssen, da die öffentliche
Würdigung solcher Handlungen oft die fruchtbarsten
Nachahmungen erzeugt.

Republikanischer Gruss!

Der Prästdent des Vollzichungsdirektoriums,
L a h a r p c.

Im Namen des Voll;. Dir. der Gen. Sekr.
M o u s s o n.

Billeter sagt: dieses ist ein Beispiel von Patrio-
lism und Menschenliebe, wie wir noch keines in unse-
rcr Republik gehabt haben; ich begehre allgemeine
Bekanntmachung dieser Botschaft und fodcre chrcnrolte
Meldung dieses Bürgers im Protokoll.

Dieser Antrag wird angenommen.
Das Direktorium übersendet folgende Bothschaft:

Das Vollziehungsdircktorium der einen und
nntheilbarm helvetischen Republik, an die

- gesezgebenden Räthe.

Bürger Gesezgeber!
Das Vollziebungsdirektorium benachrichtigt, daß

seit einiger Zeit in Helvetic« sehr viel auswärtige Sehet-
öemünze in Umlauf gekommen, begreift wohl, wie
dringend es sey, den Unbequemlichkeiten vorzudiegcn,
die ein noch grösserer Zufluß solcher Münze nachziehen
könnte; es findet daher nothwendig, ihrem weitem
Eingang durch ein gcsezliches Vcrbott zu begegnen.

Hierüber würde das Direktorium bereits unmittel-
bar nach der Kundmachung jenes Grundgesetzes von
dem Münzsystem zur Ertyeilüng auch eines solchen Ver-
bottes den Vorschlag gethan haben, wenn es sich nicht
durch die Rucksicht auf die damals noch nicht gestöhr-
ten Handelsverhältnissc mit Deutschland hätte zmükhal-
ten lassen; zu gleicher Zeit erwog es, daß jedes Ver-
bott solcher Art, in wiefern es einen Theil des Eigen-
thums berührt, ja nur zur rechten, wohlgewählten und
schicklichen Zeit darf kundgemacht und in Vollziehung
gesezt werden.

Nach reifer Erwägung der gegenwärtigen Umstän-
de, glaubt das Direktorium, den günstigen Augcnblik
gefunden zu haben, um Sie, Bürger Gesezgeber, zur
Fassung eines Besa.'lusscs einzuladen, in Kraft dessen,
durch Helvttien der Umlauf aller fremden Schcidmünze
verbotten, und die bereits hierüber ergangenen Vcr-
botte erneuert seyn soucn, und zwar von dem Tage
an, wo das Gesez kund gemacht wird.

Da ein solches Gesez in dein gegenwärtigen Au-
gcnblicke, unserm ohnehin unglüklichcr Weise, beina-
he ganz zernichtttcn Handel, kcinesiveges nachtheilig ist,
und auch unserm Verkehre mit den verbündeten Rc-
pudlikcn nicht im Geringsten im Wege steht, so er-
wartet das Direktorium, daß Sie, Bürger Gcsezgebce
diesen Vorschlag schleunig und ernsthaft in Erwägung
ziehen werden.

Republikanischer Gruß!
Der Prästdent des vollziehenden Direktoriums,

L a h a r p e.

Im Namen des Direktoriums, der Gen. Sekr.
Mousson.

Cartier begehrt Verweisung dieser Bothschaft
an eine Commission.

Dieser Antrag wird angenommen und in die Com-
mißion werden geordnet: Gysrndörfer, Dctray,
Panchand, von der Flühe und Cartier.

Herzog v. Eff. verlangt, daß diese Commission
bis morgen ein Gutachten entwerfe, indem durch Auf-
schub eines Gesetzes über diesen nun bekannt gewordc-
neu Gegenstand viel Mißbrauch entstehen könnte. Die-
ftr Antrag wird angenommen.

Br. Burnet, Pfarrer in Bcx im Leman, bit-
tct um Bezahlung des ihin schuldigen GchaltS, indem
er sonst betteln gehen müßte. Dlcse Bittschrift wirb
mit Empfehlung an da Direktorium gewiesen.



Zjm mer m a n n, im Namen der Erzichrmgscom-
mißion, legt statt der ihr znrütgewiesenen 27 bisZh,
ihres erste» Gutachtens. («siehe Republik. III.
No. Zt. p. 2â6. folgende neue vor:

27. Um die Verwaitungskammern zu erleichtern,
kann das Voll;. Direkt, in jedem Kanton einige der
uneigennützigsten, fähigsten, aufgeklärtesten und recht-
schaffensien Männer wählen, die nebst der Verw. Kam»
mer, d»e Aussicht über die Anfangsschulen haben sol-
lcn.

z». Die Commißion dieser Bürger (sonst Schul-
rath, Schulcommißion oder Erziehungsrath genannt)
hat ihre besondern Versammlungen, und ist in direk-
ter Correspond!»; m t den, Minister der Wissenschaften.
Sie steht auch in allem, was diese Anfangsschulen und
das Fach des Unterrichts überhaupt anbelangt, der
Verw. Kammer mit ihrem Rathe zu Hülfe.

29. Die Verw. Kammern sind daher auch gehalten,
dieser Commißion alle Berichte, welche die Schulen
betreffen, mitzutheilen, so wie auch, wenn sie es be-

gehren, ihnen einen Schreiber bei ihren Sitzungen zu
überlassen.

30. Das Voll;. Direkt, kann nur Bürger zu die-
sen Stellen wählen, welche aus patriotischein Eifer und
uneigennützigem Enthusiasmus sich mit diesem wichtigen
Gegenstande der Anfangsschulen abgeben wollen, ohne
andere Belohnung, als die ihres innern Gefühls und
des Danks der Nation.

z,. Die Verw. Kammer hat das Recht, einen
Schullehrcr, welcher seine Pflicht nicht erfüllt, nach-
dem sie darüber die Erziehungscommission be-

rathen hat, unter Vorbehalt des Recurscs an das Di-
rektorinm, abzusetzen.

32. Die Verw. Kammer soll diejenigen Pfarrer
und Municipalitäten, welche ihre Pflichten in Rüksicht
der Schulen nicht erfüllen, nach vorhergegangener ge-
nauer Untersuchung, dem Vollz. Direkt, anzeigen.

33. Das Vollz. Direkt, wird denjenigen Pfarrern
oder Municivalbeamtcn, die ihre Pflichten nicht crfül-
lcn, ihre Nachläßigkeit verweisen; bei fortdauernder
strafbarer Nachläßigkeit kann das Direkt, die Strafba-
ren ihrer Stelle entsetzen.

Cartier sinket auch diese Verbesserung des Gut-
achtens immer noch dunkel und zweideutig, indem das-

ftibe nicbt deutlich genug anzeigt, was die Sehuiräche
j thun hab n. Er wünscht noch einen Bcisa; § der
be imme, daß die Schulrälhe unter Vorsitz eims Vcr
wett'S sich bcra'bcn und Schlüsse fassen können, indem
die Venvallunqskammern keine Muffe und viclleict t
auch nicht Kenntnisse genug haben, um sich hiermit
abzugeben.

Zim mer m a nn: Die Commißion erwartete die-
sen V rwnrs nicht. Der 23 § sagt ja bestimm w s

di. Schmräthe zu thun haben, nämlich den Verwal-

tungskammern mit ihrem Rath an die Haud zu gehen;
befolgt diese den ertheilten Rath nicht, so kann sich der
Schulrath hierüber unmittelbar an das Direktorium
wenden. Die Commißion fand, daß die Verwaltungs-
kammern, welche vom Volk gewählt sind, nicht über-
gangen werden dürfen, zumalen der Staat die Schul-
lehrer bezahlen muß. Auch rechnete die Commißion auf
Verminderung der Kantone, und auf ruhige Zeiten,
in denen die Verwaitungskammern nicht mehr so sehr
mit Geschäften überladen seyn werden. Ein neues Tri-
bunal errichte», das Beschlüsse faßt, kaun die Com-
mißion besonders auch darum nicht anrathen, weil das,
selbe gleich den andern besoldet werden müßtr'; hinge-
gen kann diese Schuikommißion alles untersuchen ohne
ein Gehalt beziehen zu müssen; überdem sollen die Ver-
waller nicht bloß als Buchhalter betrachtet werden, be-
sonders da es an tauglichen Männern hierzu, nach der
Verminderung der Kantone, gewiß nicht fehlen wird.

Die Fortsetzung des ersten Gutachtens über die
Elementarschulen, wird in Berathung genommen.

VII. Abschnitt ß 35. Auf Zimmermannt
Antrag sollen die Kinder erst von ihrem zurükgelegtc»
sechsten Jahr an die Anfangsschulen besuchen.

§ 3b. Pellegrini sagt: für dle einen sind t»
Jahre nicht genug; andere werden in 2 oder 3 Iah-
ren ausgelernt haben; ich begehre, daß nur die Schul-
aufteher darüber entscheiden.

Cartier ist nicht dieftr Meinung, weil die Kin-
der, wenn sie zu frühe aus der Schule kommen, die
Sachen wieder vergessen. Diejenigen, welche auf hö-
here Schulen gehen wollen, gehören ohnehin nickt hie-
her. Er unterstüjt den Arlickel.

G mür weiß nicht, warum ein Kind in die Schu-
lc gehen soll, wenn es ausgelernt hat, und dann ksn-
ncn viele Landleute ihre Kinder nicht so lange in der
Schule lassen. Er stimmt zu Pellegrini.

Carrard: Die Commißion glaubte, um die
Mißbrauche zu verhüten, müsse eine Frist festgesezt
werden; besonders wegen der Gegenden, wo es keine
oder schlecht bestellte Schulen gab. Sie suchte die
mittlere Zeit ans; aber dennoch wird man es in einem
Kanton zu ftühe, im andern zu spät finden; es hängt
von der Oerllichkcit ab, und ich schlage vor, dieß den
Verw tungskau.mern zu überlassen.

Schlumpf sieht den Zweck dieses Artickels darin,
saumscstge Acltern anziihattcw; allzu strenge werde man
ihn nicht anivcnden, ausser wo es nöthig sey. Er un-
lcrstüzt dc. sc den.

Fier; folgt.
Pellegrini bleibt auf seiner Meinung. Nicht

mir in verschiedenen Kantonen, sondern bei den ver-
ichicdcncn Individuen sind de Fähigkeiten ungleich.
Wider die Nachläßigkeit werden die Aufseher sorgen-
Dieser Vorschlag wird angenommen-



Koch begehrt einen Urlaub von 4 Wochen, um
eine Brunnenkur wegen seiner zerrütteteu Gesundheit zu
gebrauchen. Bewilligt.

Gysiger erhält einen Urlaub von acht Tagen.

Fierz: Iezt habt ihr beschlossen, daß die Kinder,
je nach ihren Fähigkeiten, der Schule entlassen werden
tollen; allcin die Erfahrung lehrt, daß die Fähigsten,
welche am frühesten aus der «schule kommen, das
Erlernte wieder vergessen. Ich schlage daher vor, daß
alle Kinder, welche vor dem iLtcn Jahre aus der
Schule gelassen werden, bis zu diesem Alter jede Woche
emen Tag eine Wicderhcsiungsschule besuchen müssen.

Car tier mttcrstnzt ihn. Allein dieß «st nicht ge-

mig; ich begehre noch cmmal, daß nur die Vermal'
tungskainmern auf den Bericht der Schulaufscher ein
Kind vor der Zeit der «schule entlassen können, und
verlange deshalb die Nnkweisnng an die Eomrmßlvn.

Koch findet Cartiers Vorschlag unausführbar.
Die Kammern können steh nur alls die Aufseher ver-
lassen, und dann ist es vergeblicher Zeitverlust. Oder
sie trauen ihnen nicht, und dann müsten sie das Kind
selbst examimren. Wo sollten sie die Zeit dazu nehmen 'k

Ich begehre die Tagesordnung hierüber, unterstütze
aber ganz die Wicdcrholnngsschulen.

Nücc folgt.
Bourgeois will durchaus, daß kein Kind vor

12 Jahren ans der Schule gelassen werde, und baß
dann jedes noch 2 Jahre hindurch drei Monate im
Winter dieselbe besuchen müsse. Sonst bleibe!» wir in
der gleichen Unwissenheit, in der wir jezr sind.

"Pellegrini erinnert, daß Bourgeois über den
Zlriickcl rede, der schon angenommen sey, und begehrt
die Tagesordnung.

Fierzcns Meinung wird angenommen.
§ 27. Dieser 5 wird mit der aufZimmcrmanns

Antrag beim § 22. schon bcschloßcnen Verbesserung an-
genommen.

§ zz. Nuce widersezt sich diesem §, indem er
die Gebiegseinwohncr, welche eines bessern Unterrichts
am meisten bedürfen, nicht zur Unwissenheit bercchli-
gen will; er begehrt alw, daß diese Kinder wenigstens
den Sommer durch fleißig zur Schule angehalten wer-
den, nämlich von, 12. April! an, bis zum 12. Oklo-
bè'.'.

Gniür stimmt zum ß weil es in vielen Gegen-
dm unmöglich w'.we, Nndes Wunsch zu entsprechen,
rüdem 'die Senilen oft 2 m,d mehr Stunden von den

Wohnungen entfernt sind, und weil er Host, die Auf-
sicher werden ihr Möglichstes thun, um den Unterricht
zu befördern.' Custor ist gleicher Meinung.

Der § ustrd unverändert angenommen.
Das DirckttN'im begehrt einen Urlaub für Br.

Senator Frossa'.d, .um ihn zu einer wichtigen Sendung

brauchen'zu dürfen; der Bothschaft wird entsprochen
und dieselbe dem Senat zugewiesen.

Die Versammlung bildet sich in geheimes Coin-
m te.

Senat, s. Juli.
Präsident: La sie chere.

Die Discussion über den Commissisnêericht,
die Revision»-Arbeiten der Constitutions-Abänderungen
betreffend, wird eröffnet.

Nach einigen unbedeutenden Debatten wird derselbe

angenommen; die Commission soll übermorgen die.
Abfassung des ersten AbänderungKVorschiags vorlegen

Der Unterschreibet Heidegger schreibt von Zug,
und bittet uni Verlängerung seines Urlaubs, um be: der
Armee wettere Dienste leisten zu können.

Der Covist Wurstenberger äusser: das gleiche Ver-
langen. — Diese Briefe werden an die CommWon
über die Kanzle» des Senats gewiesen.

A ug usiti ni zeigt an, daß oei einer Feuersbrunst,
die in der Gemeinde Leuck anSgcdrochcn, sich die frän-
kischcn Soldaten ausgezeichnet muthvoll und »ie«sch-
lich betragen; er verlangt ehrenvolle Mcidnng, damit
der Nachwelt diese Thal bekannt werde.

Usteri: Es muß uns allen wohlthun, aus dem
unglükiichen Wallis, aus dem wir seit langer Zeit nur
von Jammer und Elend, nur von Barbarei und Un-
Menschlichkeiten gehört haben, endlich einmal wieder einen
cdeln Zug der Menschlichkeit zu hören; den wackern
Soldaten wird das eigne Bewußtsein, Gutes gethan
zu haben, und der Dank der Unglücklichen, die sie rct-
teten, der beste Lohn seyn. Der Senat kann auf die

nicht offizielle Anzeige hin, keine ehrenvolle Meldung
dcschlicssen.

Augustiui zieht seinen Antrag zm»k; es genügt
ihm, die Anzeige öffentlich gemacht zu haben.

Grosser Rath, 9. Juli.
Präsident: Kühn.

Michel erhält für s Tag, und Rigozza für
i4 Tag Urlaub.

Die Berathung des Gutachtens über die Elemen-
tarschuien wird forlgesezt. (S. Repr.bl. II. No. 21.
p. 256.)

5 29. Die Commißion schlägt ror, hier einer
frühern Abänderung zufolge, »eben dem Pfarrer noch
die Mumzipaiität als Ausscher der Schule, einzusetzen.
Der wird mir diessr Abänderung angenommen.

§ 40. Cartier wünscht, daß wider die Nach-
läßigkett solch.? Acltern eine Geldbusse ftstgcscz: werden
soiste, deren Ertrag dann zugleich noch zur Vermehr
rung des Schulfonds dienen würbe.

'Graf stimmt Cartier be?.



Oejch bemerft, daß d ieft Strafen nur die armen
Heller» treffen werden, die sim nicht im Stand besin-
den Geldbussen zu bezahlen; er wünscht also, bah hier
Leibesstrafen bestimmt werden.
- ^ Her z » g v. Ess. will keine Leibesstrafen, weil sol-
ehe in einer Republik nicht statt haben dürfen; statt
dessen könnten die Samldigen mit Arbeiten an Stra-
sen oder auf andere ähnliche Weise gestraft werden.

Secreta » wünscht, eher moralische Strafen ein-
zuführen ; man wendet zwar gegen dieselben ein, daß
sie weu'g auf das Volk wirken; allein je weniger man
sie einführt, desto weniger wird sich der moralische Cha-
rafter dcS Volks bilden, und wir müssen doch einmahl
ansangen aus die Moralität des Volks wirken zu wol-
lcn. Ueberdem, wer sich durch Anklage bei der öffent-
lichen Meinung nicht bessern läßt, der wird auch durch
andere Strafen nicht gebessert werden. Indessen ist er
überzeugt, daß kein Hclocmr sein Kind der Wohlthat
des Unterrichts berauben wird, und daher stimmt er

zum S ohne weitern Beisaz.
Der § wird ohne Abänderung angenommen.
j ti. C a r tier will hierüber den Entscheid dem

Schulrath überlassen, weil es gefährlich seyn könnte

einem einzigen Mann die Entscheidung aufzutragen:
ob Kinder eine sorgfältigere Prwaterzichuiig gemessen,

als der öffentliche Unterricht sie zu bilden, im Stand wäre
Carra rd bemerkt, daß der Schulrarh keine

Schlüsse fassen darf, und daß die Uebcrweisung an
denselben zu nichts dienen würde, weil derselbe sein

Gutachten der Vcrwaitungskammer übergeben müßte,
der solche Dctailgegenstände zn sehr zur Last fallen wür-
de; er wünscht daher, daß diese Entscheidung den

Munizipaütäten und schulaufsehern übertragen werde.
Dieser lezte Antrag wird angenommen.
Cartier fodert nun einen Zusaz 5, durch den

bestimmt werde, daß die Aeltern, die ihren Kindern
Privatunterricht geben lassen gehalten seyn sollen,
eben so zur Bezahlung der Schullehrer beizutragen,
als wenn sie ihre Kinder zur Schule schiften.

Dieser Beisaz § wird angenommen.
5 42. Cartier fürchtet, dieser § verspreche

mehr als die Nation zu halten im Staude sey; er be-

gehrt daher, daß derselbe dahin gemildert werde, daß
diejenigen Gemeinden, die kein eigen Holz haben und
sonst kein Vermögen besitzen, bei Errichtung von Schul-
gebäuden mit Holz aus den Nationalforsten unterstüzt
werben.

Dieser Antrag wird angenommen und da der 5

4z. demselben schon hinlänglich entspricht, so wird der
§ 42. ausgestrichen.

Secretan im Namen dc? gestern mcdergcftzten
Gehaitsrevistonscommißion, legt folgendes Gutachten
vor:

In Erwägung, daß, wenn man bei der Besinn-

unimg der Entschädnisse der öffentlichen Beamten zncr<
glaubte, sowohl di« äussere Würde der Nationalsten'-
Vertretung als die Auögcsehmhcir des Verlustes bewach-
ten zu müsse», welchen diejenigen erleiden, die ihren
Wohnort uad ihre Angelegenheiten verlassen, um sich
mit dem Gemeinwesen zu beschäftigen; die gegcnwär-
tigen Umstände des Vaterlandes indessen andere Be-
trachtungen erzeugen, und andere Maßregeln erfordern;

In Erwägung, daß aus einer Folge des leidiacn
Krieges, in weichen Hetteum verwickelt tst, ein Theil
seines Bodens vom Feinde besezt, ein andrer Theil
durch die Gegenwart der Armeen bedräugt ist; daß,
da die ganze Nation durch die heimlichen Ränke der
Ucbz.'gcstimten bearbeitet wird, die Awlagen nirgends
mit Genauigkeit entrichtet werden, und die öffentliche
Kasse in ihrer Erschöpfung nicht einmal die heiligsten
'Schulden bezahlen rann. Dieser Zustand von Mangel
ist es, der die Bezahlung der Gehalte der ersten Gcwal-
ten seit Monaten nach einander verschob. Wenn
nun mitten in dieser drückenden Krise das Volk im Lei-
den ist; so sollen diejenigen, welche dasselbe vertreten,
die Leiden mit ihm theilen; für denjenigen, welcher das
Vaterland liebt, haben die Uebel, die man in seinem
Dienste erträgt, auch ihr Süßes; die Beraubungen
sind Genüsse, und tle Opfer bringen ihre Entschädi-
gung mit sich.

In Erwägung, daß, wenn diese Empfindungen,
welche die Stellvertreter des helvetischen Volkes beleben,
nicht durch Worte, sondern durch Thaten qeäussert
werden, dies das wahre Mittel ist, sein ganzes Zutrauen
zu gewinnen; das Recht zu behalten, dasselbe in seiner
Reihe auch zu neuen Opfern aufzurufen, die das Heil
des Vaterlandes erfordern könnte, endlich unter allen
Gliedern des Staates jenen Einklang cher Willensmei-
nungen, jene politische Spannkraft wieder herzustellen,
welche allein die Republik den äußern Feinden furcht-
bar, und unvcrlezlich gegen die giftigen Bisse der
Schlangen machen kann, welche sie im Innern zcr-
rc'ssei, ;

In Erwägung endlich, daß, wenn es wcchr ist,
zu sagen, daß ohne die Sitten die Gesetze eitel und
ohnmächtig; daß die Mäßigkeit, die Einfachheit und
die Uneigcmiützigkcit das Erbgut des freien Mannes
sind, daß mit einem Worte Republik ohne Tugend ein
rmbegreWchcs Hirngespinst ist; c§ an denjenigen sey,
welche durch die Wahl des Volkes ausgezeichnet wur-
den, sich die Ehre des Beispiels zuzueignen; daß es an
denjenigen ftp, welche zur Gründung der Republik bc-
rufen wurden, zu wachen, daß, indem sie dieselbe auf
Tugenden setzen, die Feindinnen des Lurus und Bcschü-
zcrinnen der'sanflen Gleichheit sind, sie ihr eine un-
zerstörbare und ihrer hohen Bestimmung würdige
Grundlage finden:



hat des grosse Rath beschlossen:

; ». Die vorhergehenden Gesetze über die den

Mitgliedern der obersten Gewalten zugegebenen Ent-
schädnisse sind zurükgenommen.

j 2. Der jährliche Gehalt der Stellvertreter des
Volkes in beiden Räthen ist, von dem Tage des ge-
genwärtigen Gesetzes an, auf asw Dublonen festgesezt.

jj Z. Dieses Gcsez, so wie alle folgenden über die
Gehailsverminderung der öffentlichen Beamten, soll ge-
druckt, bekannt gemacht, und wo es nöthig ist, an-
geschlagen werden.

In Fortsetzung der Berathung über die Vermin-
derung des Geyalts der öffentlichen Beamten, hat der

Lr. Räch nach erkl. Dringlichkeit beschlossen:
Der jährliche GeHall eines der L Direktoren ist

250 neue Dublonen, die Wohnung mitbegriffen.
Der General «ckretär erhält jährlich isa neue Du-

dlonen; er soll überdies feine Wohnung bei der Kanz-
jei auf Kosten der Republik erhalten ohne jedoch die
Ausrüstung mitzubegreiffen).

Jeder Minister erhält des Jahrs 200 Dublonen,
aber keine Wohnung, ausgenommen das erforderliche
Loeal für seine Kanzlei.

Carmin tran «nterstüzt mit Vergnügen das
Gutachten, überzeugt, daß dies das zweckmäßigste Mit-
tel zur Vereinigung der Gemüther sey.

Jomini wünscht, man möchte bestimmen, daß
dieses Gesez vom 22. April angehen soll.

Debons untcrstüzt das Gutachten, und wünscht

nur, daß man sich durch zu lange Berathung den schö-
neu Tag nicht verderbe.

Schoch sagt:
Bürger Gesezgeber!

Was die Verminderung des Gehalts anlangt, ge-
denke ich also, nebst dem Dank, wo ich der Commis-
fion habe, für ihre Mühe und Arbeit, die nur aber zu

t stüh ist gemacht worden, folgtam zu übereilt, so ich
also schliesst. Erstlich bitte ich die Versammlung, daß
man die Sache vertage, bis der Rapport, wo dieser
Tagen wird vorkommen, von wegen Mittheilung Hel-
vetiens behandlet worden. Darüber habe ich meine
Gedanken auch auf Papier: bitte den Bürger Präsident,
daß er es erlaube der Versammlung auch vorzulesen, es
löst eines das andere aus.

Dann durch Znsammenschmelzung der Kantone
wissen wir nicht, was erspart wird, viel weniger wissen
wn die Arbeit zu belohnen nach dem Recht und Billig-
keit, bis wir wissen, wie viel ein jeglicher Geschäfte
hat. Wann wir aber das Salari festsetzen, ehe wir
die Geschäfte kennen so setzen wir den Wagen vor das
Pferd folg'am wird das Vaterland in einem paar Ta-
gen nicht zu Grunde gehen, wann man es vertaget bis
die Eintheiiung fertig ist.

Was die Repräsentanten anbelangt, wo wir einmal
über das andere den Regiern^gssi; müssen verändern,
von einein Plaz zum andern, wie die Katzen ihr« Jun-
gen; und mancher 3» bis so Stnnd vonftinem Haus«
sich entfernen, seine Geschäfte gänzlich quirtiren und
sich aus dem Berufe setzen muß so kann ich keineft
Gewinnst sehen, wohl aber schiiesse ich, daß cm jcoer
Repräsentant, der anzetzo bis Ausgang Juni 120 Louis-
d'ors circa zu beziehen hat, das, was über 100 Louis-
d'ors ist, bei diesen bedrängten Zeiten des Vaterlands
dem Staate schenken soll für das vergossene Jahr; wer
aber reich genug ist, dem bin ich dankbar, wann er
es macht, wie der Kantonssiatthaltcr im Thurgäu, daß
er sein ganzes Salari dem Staat schenkte, und nicht
mit seinen Großsprcchercyen denen nöthigen Rcpräscn-
kanten das Geld aus dem Sacke hcrausschwätze und
selbsten nur eine kleine Bettcley gebe, wie die ärmer».
Dann wann ich reich wäre, und hätte nur für mich zu
sorgen, ich wollte allesamt zu Schanden machen, ich
wollte dann sechsten geben, und nicht nur andern pre-
digcn und sechsten die Kargheit ausüben. Kurz ich schla-
ge die Vertagung vor bis die Kantone regulirt seyen.

(Die Fortsetzung folgt.)

Vollziehungsdirektortum.
Verordn!,nst betreffend die Organisation der

Verwalt»,lHSräthe für die helvetischen
Truppen.

Das VollzichungSdirektoriuin der eine,'«
und unth e ilb a r e n' helvetischen Repu-
b l i k.

Auf den Rapport seines Kriegsministers, daß zu
Erzweckung einer guten Ordnung in dem Rcchmmgs-
wesen nothwendig seye, in der Mitte eines jeden in
Thätigkeit stehenden TrnppenkorpS einen Rath zu bilden,
dem die Verwaltung desselben obliege und den Gliedern
dieses Rathes eine Verantwortlichkeit aufzulegen, die
eine sichere Gewährleistung für die ihnen anvertraute
Verwaltung darbieten würde,

beschließt:
Art. 1. Bei jedem in Thätigkeit stehenden Tnip-

penkorvs der Republik solle ein Verwaltungsrath gebil-
det, und folgendermaßen bestellt werden.

In den Legionen:
Von dem Befehlshaber der Legion,
— zwei Hauptlcmen,
— einem Lieutenant,
— einem Unter,ientenant,
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